
Im 
falschen
System
relevant

Und bist du nicht willig… dann 
kommt die Dienstverpfl ichtung. So 
der Traum mancher Pfl egedienstlei-
tung. Der lesende Gewerkscha� er 
weiß es allerdings spätestens seit der 
Schichtplanfi bel: Das ist Quatsch.
Eine Dienstverpfl ichtung ist eine 
staatliche Verpfl ichtung von Men-
schen, bestimmte Dienste zu verrich-
ten. Ein Arbeitgeber kann das nie-
mals. 

Aber dann kam Corona. Während 
Schutzkleidung, Desinfektionsmittel 
und Mundschutze fehlten, Schutzrech-
te außer Kra�  gesetzt und Beschä� ig-
te nicht getestet wurden, ging Bayern 
voran. Ein in Rekordzeit beschlossenes 
Gesetz zwingt seit März Ärzte und 
Pfl egekrä� e zur Arbeit, wenn ein 
»Gesundheitsnotstand« festgestellt
wird – selbst wenn sie nicht mehr im
Beruf tätig sind.

Dann kam Nordrhein-Westfalen 
mit einem Gesetzentwurf von SPD und 
CDU. Demnach sollte das Ministerium 
eine Beteiligung von Pfl egekrä� en an 
den Maßnahmen »zur Bekämpfung 
der bedrohlichen übertragbaren 
Krankheit« anordnen können. Wer sich 
vorsätzlich oder fahrlässig widersetze, 
solle »mit einer Geldbuße bis zu 
500.000 Euro« bestra�  werden kön-
nen. Die Kammern sollten die Daten 
aller medizinisch geschulten Krä� e 
aushändigen.

Ob Pandemie oder Krieg: Zwangs-
arbeit und Pfl ichteinsatz. Schreibt 
nicht unser Grundgesetz in Artikel 12 
vor, niemand dürfe »zu einer bestimm-
ten Arbeit gezwungen werden, außer 
im Rahmen einer herkömmlichen 
allgemeinen, für alle gleichen ö� ent-
lichen Dienstleistungspfl icht«? War 
das nicht eine wichtige Schlussfolge-
rung aus der Zwangsarbeit in Nazi-
deutschland? 

In NRW gab es Gegenwehr und die 
Landesregierung musste ihr Vorhaben 
fallenlassen. Auch Niedersachsens 
Landesregierung hatte entsprechende 
Pläne, hat diese aber wieder aufgege-
ben. Der Wissenscha� liche Dienst des 
Bundestages stellte fest, dass solche 
Gesetze verfassungswidrig sind. 

Unsere Grundrechte sind zu ver-
teidigen, ein solch massiver Eingri�  in 
die Persönlichkeitsrechte braucht 
unseren energischen Protest. Eine 
Dienstverpfl ichtung wird den Pfl ege-
beruf nicht attraktiver machen. Nötig 
wäre eine Verpfl ichtung für die »Ar-
beitgeber«, qualifi ziertes Personal 
freizustellen, Anreize, Motivation und 
eine klare Vergütungsregelung zu 
scha� en.

Jede Form von Zwangsarbeit ist 
verboten, das gilt auch für die System-
relevanten, betont euer 

Michael Quetting

Ganz vorn
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Sichtbar werden
Alle Bereiche des Gesundheitswesens 
sind »systemrelevant«. Seite 3
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Kämpfen in Zeiten der Pandemie
Aktiv für gemeinsame 
Interessen – auch jetzt. Seite 7

Die Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialwesen setzen sich dafür ein, dass in dieser Krise niemand zurückbleibt. Sie sind systemrelevant. 
Doch das System ist falsch. Ob in Krankenhäusern, in der Altenpflege, in Kitas oder anderen Einrichtungen: es läuft Grundlegendes schief. 

Zurück in öffentliche Hand
Als die Bundesregierung  die Kranken-
häuser aufforderte, planbare Operatio-
nen zu verschieben, um Betten für 
Covid-19-Patient*innen frei zu machen, 
stellten sich einige kommerzielle Träger 
zunächst quer (siehe Seite 3). Das zeigt 
erneut: Ein verantwortungsvolles Ver-
halten ist von profi torientierten Unter-
nehmen nicht zu erwarten. Manche 
Klinikbetreiber meldeten sogar mitten 
in der Pandemie Kurzarbeit für Pfl ege-
kräfte und Ärzt*innen an. Geht´s noch? 

Auch Finanzinvestoren haben das 
Gesundheits- und Sozialwesen für 
sich entdeckt, speziell die Altenpfl ege 
und die Rehabilitation. Bei den Kran-
kenhäusern bilden sich mit Helios 
und Asklepios große Konzerne, die 
kommunale und freigemeinnützige 
Träger mit ihrer Finanzkraft an die 
Wand drücken. Dann entscheiden – 
wie im aktuellen Fall der Rhön-Über-
nahme die Eigentümer von Asklepios, 
Rhön und B. Braun – ein paar reiche 
alte Männer über die Gesundheitsver-
sorgung und Beschäftigungssituation 
von Tausenden. 

Das Gesundheits- und Sozialwe-
sen gehört nicht in die Hand profi t-
orientierter Konzerne. Es muss 
demokratisch darüber entschieden 
werden, welche Dienstleistungen 
vorgehalten und kostendeckend refi -
nanziert werden. Damit das Gemein-
wohl im Zentrum steht und Steuer-
geld und Sozialversicherungsbeiträge 
nur dafür ausgegeben werden, wofür 
sie gedacht sind: eine gute Versor-
gung.

Der Fehler liegt im DRG-System

Die deutschen Krankenhäuser haben 
die erste Infektionswelle erfolgreich 
überstanden. Das aber nicht wegen, 
sondern trotz des Finanzierungssys-
tems über Fallpauschalen (Diagnosis 
Related Groups, DRG). Der Staat hat 
die Entscheidungen während der Pan-
demie nicht dem Markt überlassen, 
sondern das konkurrenzbasierte Preis-
system in Teilen außer Kraft gesetzt. 
ver.di fordert, es vollständig auszuset-
zen und dauerhaft zu ersetzen. 

»Der Fehler liegt im System«, be-
tont Grit Genster, Leiterin des Bereichs 
Gesundheitspolitik beim ver.di-Bun-
desvorstand. »In der Gesundheitsver-
sorgung muss es immer um die best-
mögliche Behandlung der Patientinnen 
und Patienten gehen, nicht darum, 
welche Erlöse man mit ihnen erzielen 
kann.« Sie plädiert für ein »am tat-
sächlichen Versorgungsbedarf orien-
tiertes Finanzierungssystem«. Bei wirt-
schaftlicher Betriebsführung müssten 
den Krankenhäusern alle anfallenden 

Kosten refi nanziert werden, inklusive 
notwendiger Vorhaltekosten.
£ t1p.de/fehler-system

Mehr Personal und Aufwertung
Wie wichtig es ist, dass die Profi s der 
frühkindlichen Bildung ihre Arbeit 
machen können, ist in den vergange-
nen Wochen vielen bewusst gewor-
den. Personell gut ausgestattete Kitas 
sind essentiell. Doch 92 Prozent der 
Einrichtungen mussten schon vor der 
Pandemie mindestens zeitweise mit zu 
wenig Personal auskommen (siehe 
Seite 8). Nach Berechnungen des 
Deutsche Jugendinstituts werden 
2025 bis zu 1,2 Millionen Kitaplätze 
und über 300.000 Fachkräfte zusätz-
lich fehlen – wenn sich nichts Grund-
legendes ändert. Nötig ist eine fi nanzi-
elle Aufwertung der Berufe im Sozial-
und Erziehungsdienst. Mit den Streiks 
von 2009 und 2015 hat ver.di erste 
Schritte in diese Richtung erreicht. 
Weitere sind nötig. 

Notwendig sind auch bundesweit 
einheitliche und bedarfsgerechte Fach-
kraft-Kind-Schlüssel. Derzeit gibt es 
von Land zu Land riesige Unterschie-
de. Es darf aber nicht sein, dass die 
Qualität frühkindlicher Bildung vom 
Wohnort abhängt. Die empfohlenen 
Betreuungsrelationen (bei denen Ab-
wesenheitszeiten wegen Urlaub, 
Krankheit oder Fortbildung berück-
sichtigt sind) von 1:2 für unter Einjäh-
rige, 1:3 für Kinder bis zum dritten 
Lebensjahr und 1:9 ab dem dritten 
Lebensjahr werden nirgendwo er-
reicht. Auch hier braucht es systemati-
sche Veränderungen.

Solidarische Pfl egegarantie
Die Altenpfl ege braucht mehr Personal 
und eine fl ächendeckende tarifl iche 
Bezahlung. Doch mit dem derzeitigen 
System der Pfl egeversicherung würde 
dies dazu führen, dass die Eigenbeiträ-
ge pfl egebedürftiger Menschen immer 
weiter steigen. Schon jetzt zahlen sie 
in stationären Einrichtungen im Durch-
schnitt 662 Euro im Monat allein für 
pfl egebedingte Kosten.

Um zu verhindern, dass alte Men-
schen nach einem langen Arbeitsleben 
in die Sozialhilfe rutschen, braucht es 
die solidarische Pfl egegarantie: Eine 
Vollversicherung, die alle Pfl egerisiken 
vollständig abdeckt. Und eine Finan-
zierung, die alle Einkommensarten 
solidarisch einbezieht. Ein Konzept 
dafür hat der Bremer Professor für 
Gesundheitsökonomie, Heinz Roth-
gang, vorgelegt: £ t1p.de/pfl ege-soli
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Kitas

Altenpfl ege

Bedarf statt Profi tKrankenhäuser

Vor der nächsten Welle 
Beschäftigte bereiten sich vor – und 
nutzen ihre Rechte. Seiten 4/5
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von den Krankenversicherten geschultert 
werden soll. Zudem reicht das nicht, 
denn der Investitionsstau beläuft sich 
laut Deutscher Krankenhausgesellschaft 
(DKG) auf das zehnfache dieser Summe. 
Vor allem aber: Es braucht nicht nur 
Investitionen in digitale Technologien, 
sondern auch in Menschen. Deshalb 
muss außerdem das von ver.di, DKG und 
Deutschem Pfl egerat vorgeschlagene 
Instrument zur Pfl egepersonalbemes-
sung, die PPR 2.0, zum Jahreswechsel in 
Kraft gesetzt und entsprechend ausfi nan-
ziert werden. Auch für alle anderen Be-
schäftigtengruppen und Einrichtungen 
sind bedarfsgerechte und verbindliche 
Personalstandards nötig. 

Und ja, wir können es uns leisten. 
Was wir uns nicht länger leisten können, 
sind völlig unzureichende Investitionen 
in die öffentliche Infrastruktur. Wie sehr 
die Gesellschaft auf ein funktionierendes 
Gesundheits- und Sozialwesen angewie-
sen ist, haben wir alle erlebt. Wir brau-
chen die richtige Weichenstellung für die 
Zukunft – jetzt.

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundesvor-
stand und leitet den Fachbereich Gesundheit, 
Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen.

Zu drei.72, Seite 1:  Wir können gewinnen!           £ t1p.de/drei72

Vielen Dank für euren Bericht über unseren Arbeitskampf bei Asklepios. Seit 
über einem Jahr kämpfen wir für die Angleichung an den Tarifvertrag des 
öffentlichen Dienstes. Anfang des Jahres waren wir bereit, die Streikmaßnah-
men deutlich auszuweiten – trotz der Drohungen des Arbeitgebers und trotz 
der Ausgliederung von uns Therapeuten. Wir wollten Asklepios endlich an 
den Verhandlungstisch bekommen.

Dann kam Corona. Es war für uns selbstverständlich, die Streiks für die 
Dauer der Pandemie auszusetzen – auch wenn uns diese Entscheidung nicht 
leichtgefallen ist. Seitdem ist unser Handlungsspielraum sehr beschränkt. Wir 
können uns nicht treffen, stehen aber über Telefonkonferenzen in Kontakt. 
Und wir machen weiter! Schließlich hat die Pandemie allen gezeigt, wie 
wichtig unser Einsatz ist. Ohne organisierte Beschäftigte, die für ihre Interes-
sen kämpfen, wird sich im Gesundheitssystem nichts bewegen.

Gesa H., Therapeutin in den Asklepios-Kliniken in Seesen
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Die Corona-Pandemie hat auf alle Le-
bensbereiche drastische Auswirkungen. 
So auch auf die Wirtschaft. Die Bundes-
regierung rechnet für 2020 mit einem 
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um 
6,3 Prozent – der deutlichste Einbruch 
seit Bestehen der Bundesrepublik. Viele 
tausend berufl iche Existenzen sind be-
droht. Der Markt allein wird das nicht 
regeln. Der Staat muss eingreifen – ent-
schlossen und zielgerichtet. 

Deshalb haben wir als ver.di-Bundes-
vorstand ein Konjunktur- und Investiti-
onsprogramm vorgeschlagen, das nicht 
nur Beschäftigung und Einkommen 
sichert, sondern auch zur Stärkung der 
Daseinsvorsorge und der sozialen Siche-
rungssysteme beiträgt. Das von der 
Großen Koalition beschlossene Konjunk-
turprogramm greift diese Vorschläge 
teilweise auf und enthält viele wichtige 
Maßnahmen. 

Im Gesundheits- und Sozialwesen 
sind allerdings weitere Schritte nötig. 
Denn nicht nur in der Krise sorgen die 
Beschäftigten der Krankenhäuser und 
Pfl egeeinrichtungen, der Behindertenhil-
fe und der Sozialen Arbeit, der Kinderta-
gesstätten sowei der ambulanten und 
der Rettungsdienste dafür, dass niemand 
zurückbleibt. Der Ausbau dieser »sys-
temrelevanten« Dienstleistungen muss 
ein Schwerpunkt staatlichen Handelns 
sein.

Gut, dass zusätzlich drei Milliarden 
Euro in Krankenhäuser investiert werden. 
Nicht gut, dass ein erheblicher Teil davon 

Zukunftsinvestition
von Sylvia Bühler

ZWISCHENRUF

Informationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen gesundheit-soziales.verdi.de

INFOECKE  BETRIEBSRAT

Gesundheitsschutz 
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Ihr macht eine Betriebszeitung 
oder habt es vor? Dann seid ihr 
in der Schreibwerkstatt der 
drei-Redaktion genau richtig. 
Sie fi ndet vom 11. bis 
13. September 2020 in
Bielefeld-Sennestadt statt.

£ t1p.de/schreibwerkstatt2020  

Die Schreibwerkstatt

2  drei 73

Erholen, abschalten, mal raus-
kommen. Das ist für alle hart 
arbeitenden Menschen wichtig. 
Doch unter den Bedingungen 
der Pandemie war an Urlaubs-
reisen lange nicht zu denken. 
Wir wollten wissen: Was bedeutet 
diese Situation für euch? Geant-
wortet haben Kolleginnen und 
Kollegen der Uniklinik Mannheim.
NACHGEFRAGT: BERND GRÄF

Ulrike C. 
Reinigungskraft

Sina G.
Auszubildende MTLA 
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UMFRAGE

»Ich habe keinen besonderen
Urlaubsstress wegen Corona.
Bei mir ändert sich nichts.
Wir haben zwei kleine Kinder,
eines ist erst sieben Monate alt,
da war dieses Jahr sowieso der
heimische Garten geplant.«

»Ich habe gerade ein Kind be-
kommen, darum hatten wir
keinen größeren Urlaub ge-
plant. Abgesehen von wilden
Hamsterern, die sogar Windeln
leer kaufen, betrif�  mich Coro-
na weniger.«

»Jetzt sind ja wieder erste
Lockerungen für Reisen an-
gekündigt und da freue ich
mich schon, dass ich wohl
doch nach Meran fahren
kann zum Wandern.«

»Leider haben wir schon Ostern
und Pfi ngsten absagen müssen.
Eigentlich wollten wir mit dem
Camper nach Italien. Jetzt wird
es vermutlich eher der Garten
mit einer guten Flasche Wein
werden.«

Gerlando C. 
Uro-Therapeut

Konstantin B. 
Kommunikationselektroniker

»Urlaub unter Corona-Bedingungen?«

Jahrelang wurden in der Chefetage die 
Pfl ichten zum Gesundheitsschutz bei-
seitegeschoben. Jetzt dreht die Inter-
essenvertretung den Spieß um und 
schreibt an den Arbeitgeber: 

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir haben im Betrieb Spender mit 
Mitteln zur Händedesinfektion gese-
hen. Und wir sind über Ihre Anweisun-
gen an unsere Kolleginnen und Kolle-
gen gestolpert, diese zu ihrem Schutz 
zu benutzen.

Maßnahmen zum Gesundheits-
schutz unterliegen zwingend unserer 
Mitbestimmung (§ 87 (1) Nr. 7 BetrVG 
/ § 75 (3) Nr. 11, BPersVG / § 40 b 
MVG / § 38 (1) Nr. 10 MAVO). Diesen 
Maßnahmen geht – darauf haben Sie 
uns wiederholt hingewiesen – eine 
mitbestimmte Erfassung und Bewer-
tung der Gefährdungen an den Ar-
beitsplätzen voraus. Erfassung und 
erst recht die Bewertung fehlen oder 
sind zumindest nicht aktuell. Das 
bedauern wir schon lange.

Sie sind in der Durchführung von 
Maßnahmen des Gesundheitsschutzes 
noch unerfahren. Wohl in bester Ab-
sicht haben Sie unsere Rechte verletzt. 
Bitte übersenden Sie uns eine Liste 
aller so vorweggenommenen Aufstell-
plätze. Die sofortige Demontage der 
Desinfektionsspender wäre rechtlich 
der übliche Schritt, aber nicht der 
beste Weg, auch mit Blick auf die 
öffentliche Wirkung. Wir können uns 
gut vorstellen, mit Ihnen alternativ 
und dann zeitnah in einer freiwilligen 
Betriebsvereinbarung Sofortmaßnah-
men zum Gesundheitsschutz, zu Ent-
lastung und zur Einweisung in diese 
Maßnahmen festzulegen.         -tob

PRO CONTRA

»›Pfl egekräfte bekommen jetzt vom
Staat zusätzlich 1.000 Euro. Einmalig!
Wow! Das ist einerseits wenig, ande-
rerseits aber ’ne Stange Geld, nur um
jemanden zu demütigen.‹ So bringt
der Kabarettist Torsten Sträter es
zugespitzt auf den Punkt.

Einmalzahlungen in der Corona-
Pandemie sind schön und gut. Ich 
fürchte aber, dass sie vor allem der 
Gewissensberuhigung dienen. Nach 
dem Motto: Jetzt haben wir etwas 
gemacht – das war’s. Die wirklich 
drängenden Themen, wie bessere 
Arbeitsbedingungen und eine dauer-
haft angemessene Bezahlung, wer-
den von Politik und Arbeitgebern 
dann weiterhin nicht angepackt. 
Dabei ist genau das nötig. Wir brau-
chen eine gesetzliche Personalbemes-
sung – keine unzureichenden Pfl ege-
personaluntergrenzen. Und zwar für 
alle Beschäftigtengruppen. Denn 
gerade sieht man, welche Folgen es 
hat, wenn zum Beispiel in der Reini-
gung und in den Laboren zu wenige 
Kolleg*innen sind.

Die Streiks für Entlastung haben 
gezeigt: Die enorme Arbeitsbelastung 
ist das zentrale Thema. Hier dürfen 
wir nicht lockerlassen. Die Forderung 
nach einem Bonus während der 
Pandemie lenkt davon nur ab. Ein-
malzahlungen werden die ehemali-
gen Kolleg*innen nicht in den Beruf 
zurückbringen. Das geht nur mit 
besseren Arbeitsbedingungen.«

Petra Bäumler-Schlackmann ist 
stellvertretende Personalratsvorsitzende 

und ver.di-Vertrauensfrau 
am Universitätsklinikum Essen.

Corona-Prämien fordern?
Während der Pandemie:
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»Die für die Altenpfl ege beschlossene
Prämie ist eine gute und sinnvolle
Geste. Viele Kolleginnen und Kolle-
gen sagen: Endlich werden wir auch
wahrgenommen. Besonders die
Einbeziehung von Hauswirtschaft,
Reinigung, Wäscherei, Verwaltung
und aller anderen Beschäftigten-
gruppen ist dabei ein starkes Signal.
Denn es geht nicht nur um Pfl ege-
kräfte. Eine gute Versorgung gibt es
nur, wenn die unterschiedlichen
Professionen Hand in Hand im Team
zusammenarbeiten. Und noch was
ist mir wichtig: Auch jenseits der
Altenpfl ege hätten viele Beschäftig-
te im Gesundheits- und Sozialwesen
und darüber hinaus eine Prämie
verdient.

Für die Altenpfl ege sind bis zu 
1.500 Euro angesichts der zum Teil 
sehr niedrigen Löhne nicht wenig. 
Fest steht jedoch auch: Die grundle-
genden Probleme werden damit 
nicht gelöst. Wir streiten weiter für 
eine fl ächendeckende tarifl iche 
Bezahlung, für bessere Arbeitsbe-
dingungen und bedarfsgerechte 
Personalvorgaben. Und für eine 
Weiterentwicklung der Finanzierung 
in der Pfl ege. Auch in dieser Hinsicht 
ist die Prämie ein positives Beispiel: 
Die Pfl egekassen und die meisten 
Bundesländer werden sie bezah-
len – nicht die pfl egebedürftigen 
Menschen oder ihre Angehörigen.«

Johannes Hermann ist Gesamtbetriebs-
ratsvorsitzender bei der AWO Sachsen 

Soziale Dienste gGmbH und Mitglied der 
bundesweiten ver.di-Tarifkommission für 

die Altenpfl ege.
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Die Beschäftigten des Gesundheits- und Sozialwesens sind »systemrelevant« – auch diejenigen, über die öffentlich nicht so 
viel geredet wird. Sie geben alles, um Menschenleben zu retten, Hilfsbedürftige zu unterstützen und den Zusammenhalt zu 
stärken. Zugleich vertreten sie kollektiv ihre eigenen Interessen. So haben viele hundert Kolleg*innen aus unterschiedlichen 
Einrichtungen und Berufsgruppen ihre Anliegen mit einer bundesweiten Foto-Aktion sichtbar gemacht. Auf Plakaten fordern 
sie mehr Gesundheitsschutz, Aufwertung und Entlastung. Einige Fotos sind auf dieser Seite dokumentiert. Viele weitere gibt 
es hier: wirbleibenhier.verdi.de

Sichtbar werden 

RETTUNGSDIENST

... Leipzig,

Respekt verschaffen Personalabbau rächt sich 
»Kein einziges Wort« habe sie in der 
Corona-Pandemie von Klinikleitung 
oder Regierung über die wichtige 
Rolle der Reinigung gehört, berichtet 
Berna Kocak, die seit 24 Jahren als 
Reinigungskraft am Essener Uniklini-
kum arbeitet. Dabei habe der Stress 
im Zuge der Pandemie noch einmal 
deutlich zugenommen. Um Infektio-
nen zu vermeiden, wird intensiver und 
gründlicher gereinigt. In einigen Berei-
chen müssen die Kolleg*innen zusätz-
lich vor Ort die Betten desinfi zieren. 
Doch mehr Personal gibt es nicht.

In Essen ist ein Großteil der Reini-
gungskräfte in einer teilprivatisierten 
Servicegesellschaft angestellt, wo sie 
mehr arbeiten müssen für weniger 
Geld. Dagegen haben sie rund 300 
Unterschriften gesammelt. Ihre For-
derung: die gleichen Löhne wie im 

Testen, testen, testen – das ist das 
Credo im Kampf gegen die Pandemie. 
Doch die Labore haben in den vergan-
genen Jahren viele Stellen gestrichen. 
Jetzt fehlt es an Fachpersonal und der 
Arbeitsdruck hat sich noch verschärft. 
»Der Beruf muss attraktiver werden«, 

KRANKENHAUSREINIGUNG

öffentlichen Dienst und mehr Zeit zum 
Reinigen. Unterstützung erhalten sie 
dafür von anderen Klinikbeschäftigten, 
die mit einer Foto-Aktion Solidarität 
zeigen. »Um uns Respekt zu verschaf-
fen, müssen wir uns zusammentun 
und kämpfen«, ist Kocak überzeugt. 
£ t1p.de/lebensgefaehrlich

fordert die Medizinisch-Technische 
Assistentin (MTA) Kerrin Deisler des-
halb. »Dazu gehören eine angemesse-
ne Bezahlung und gute Arbeitsbedin-
gungen, verbindlich festgeschrieben 
per Tarifvertrag.« 
£ t1p.de/corona-personalabbau

LABORE

AUSZUBILDENDE

E-Learning – Notlösung mit Potenzial
»Es war am Anfang sehr chaotisch«, 
berichtet Saskia über die Ausbildungs-
situation zu Beginn der Pandemie. 
Wenige Wochen vor ihrem Examen 
wurde in dem kleinen Klinikum am 
Rande des Harzes, in dem sie eine 
Ausbildung zur Gesundheits- und Kran-
kenpfl egerin absolviert, auf E-Learning 
umgestellt. Auf einer Lernplattform 

stellten die Lehrkräfte Fallbeispiele 
ein, die dann einzeln bearbeitet und 
zur Korrektur zurückgesandt werden 
sollten. Die 24-Jährige kam mit der 
Notlösung gut klar. »Natürlich gab es 
Tage, da war einfach der Wurm drin, 
aber im Großen und Ganzen muss ich 
sagen, war ich dadurch gut vorberei-
tet.« Im E-Learning sieht die Jugend-

vertreterin durchaus Potenzial, auch 
für die Zeit nach der Pandemie. Aller-
dings gebe es auch Verbesserungsbe-
darf, zum Beispiel beim Kontakt zur 
Schule. »Es wäre toll, wenn wir die 
Situation auch als Chance begreifen, 
diese Lehrmethode auszubauen und 
gemeinsam zu gestalten.«            -sgo
£ t1p.de/e-learn-ausbildung

GESUNDHEITS- UND SOZIALWESEN

Etliche Beschäftigte sind infolge der 
Corona-Pandemie besonders gefor-
dert. In Laboren, Krankenhäusern, 
Pfl egeeinrichtungen und Wohn-
heimen für Menschen mit Be-
hinderung arbeiten Belegschaften 
vielerorts am Limit – auch, weil 
die Personalbesetzung schon vor-
her unzureichend war. Anderswo 
steht nahezu alles still. Fast jeder 
dritte Betrieb in Deutschland hat 
Kurzarbeit angemeldet. Darunter 
sind auch Gesundheits- und Sozial-
einrichtungen. ver.di tritt dafür ein, 
dass Kurzarbeit wo immer möglich 
vermieden wird. Wenn das nicht 
geht, müssen die Bezahlung durch 
den Arbeitgeber aufgestockt und 
die Refi nanzierung der Einrichtungen 
sichergestellt werden. 
£ t1p.de/kurzarbeit-corona

Kurzarbeit Permanent vergessen 
»Die Kolleginnen und Kollegen sind 
jeden Tag mit Hochrisikopatient*in-
nen in Kontakt, tun alles, um sie 
zu schützen und sind zusätzlichen 
Belastungen ausgesetzt«, beschreibt 
der Krankenpfl eger Dirk Derfl er die 
Situation in Dialyseeinrichtungen 
unter den Bedingungen der Pande-

mie. Dennoch würden die rund 
10.000 Beschäftigten in diesem Be-
reich »permanent vergessen«. Zum 
Beispiel bei der Prämie, die Bayern den 
Pfl ege- und Rettungskräften im Frei-
staat zahlt. Derfl ers Schlussfolgerung: 
»Wir müssen uns mehr Gehör ver-
schaffen.«   £ t1p.de/dialyse-gehoer

DIALYSE PHYSIOTHERAPIE

Die Physiotherapie gilt als »system-
relevant«. Zu Recht, meint die 
Physiotherapeutin Sabine Seyfert-
Hellwig. Denn würden die Praxen 
schließen, müssten etliche Patient*in-
nen über kurz oder lang in die Klini-
ken eingeliefert werden. Eben dies 
droht aber, weil die Finanzierung auf 
ganz dünnen Beinen steht. Den von 
der Bundesregierung beschlossenen 
Schutzschirm für Heilmittelerbrin-
ger*innen hält Hanna Stellwag von 
ver.di für unzureichend. »Das Modell 
geringer Vergütungen und niedriger 
Löhne hat sich spätestens jetzt über-
lebt. Die Therapeutinnen und Thera-
peuten brauchen endlich die Wert-
schätzung, die sie verdienen – auch 
fi nanziell.«      £ t1p.de/physio-sr

Relevant und 
gefährdet

»Die Angst fährt immer mit«
Rettungskräfte wissen bei Einsätzen 
nie, was auf sie zukommt. Während 
der Corona-Pandemie kommt eine 
weitere Unsicherheit hinzu: Oft ist 
nicht klar, ob sie es mit Menschen zu 
tun haben, die mit dem Coronavirus 
infi ziert sind. »Da fährt die Angst 
immer mit«, sagt der Rettungs-
assistent Norbert Jahn aus Fürth.
£ t1p.de/rett-dienst

BEHINDERTENHILFE
Prämie gefordert
In der Behindertenhilfe wirkt sich die 
Pandemie je nach Bereich unterschied-
lich aus. Überall gelte jedoch, dass »der 
erhöhte Unterstützungsbedarf und die 
enorme Anspannung den Beschäftig-
ten extrem viel abverlangt«, so ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. 
Das müsse unter anderem mit einer 
Prämie honoriert werden. 
£ t1p.de/interv-busch

Kritik an Privatkliniken
Der Präsident der Deutschen Inter-
disziplinären Vereinigung für Intensiv- 
und Notfallmedizin (DIVI), Uwe Jans-
sens, hat das Verhalten kommerziel-
ler Klinikbetreiber zu Beginn der 
Pandemie kritisiert. Sie seien dem 
Aufruf des Bundesgesundheitsminis-
ters, planbare Operationen zu ver-
schieben, zunächst nicht gefolgt, 
sondern hätten »elektive Eingriffe 
sogar weiter nach oben geschraubt«, 
sagte er Anfang April gegenüber 
Journalist*innen.

Krisengewinner
Nicht für alle läuft es in der Pandemie 
schlecht. So kaufte Fresenius-Chef 
Stephan Sturm laut Süddeutscher 
Zeitung am 16. März für 57.000 Euro 
Aktien des eigenen Unternehmens – 
die so billig waren wie seit Jahren 
nicht. Kurz darauf wurde bekannt, 
dass Spanien doch keine kommerziel-
len Kliniken verstaatlicht. Die Aktie 
des Fresenius-Konzerns, zu dem die 
größte spanische Klinikkette Quirón-
salud gehört, legte daraufhin um 
14 Prozent zu.

»Wir beiben für euch hier«: In Günzburg, ... Nürnberg, ... Bautzen,

... Moers

... und Essen.
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Vor der nächsten Welle

Keine Corona-Überwachung 
am Arbeitsplatz
Ein Logistikunternehmer fi lmte seine mehr 
als 1.600 Beschäftigten. Der Betriebsrat 
erreichte zeitnah, dies mit Androhung eines 
Ordnungsgelds von 10.000 Euro zu stoppen. 
»Der [Arbeitgeberin] wird aufgegeben, es zu 
unterlassen, Bilder oder Videos von Arbeit-
nehmern, die mittels Kameras oder anderer 
technischer Systeme im Betrieb erzeugt 
werden, zu verarbeiten oder an Dritte zu 
übermitteln mit dem Zweck, Abstandsmes-
sungen oder Abstandsüberwachung von 
Arbeitnehmern vorzunehmen, ohne dass 
zuvor mit dem Antragsteller über die Einfüh-
rung und Anwendung eine Einigung erzielt 
oder die fehlende Einigung durch den 
Spruch der Einigungsstelle ersetzt worden 
ist, es sei denn, es lägen Notfälle vor oder es 
läge ein Sachverhalt vor, der ausschließlich in 
der Person des Arbeitnehmers liegt und 
keinen kollektiven Bezug hat.«
➜ Arbeitsgericht Wesel Beschluss 
24.04.2020 - 2 BVGa 4/20

Anspruch auf Arbeitsschutz: 
Belastungsbeurteilung
Arbeitnehmer haben nach § 5 Abs. 1 Arb-
SchG iVm. § 618 Abs. 1 BGB Anspruch auf 
eine Beurteilung der mit ihrer Beschäfti-
gung verbundenen Gefährdung.
§ 5 Abs. 1 ArbSchG räumt dem Arbeitgeber 
bei dieser Beurteilung einen Spielraum ein. 
Der Betriebsrat hat bei dessen Ausfüllung 
nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG mitzube-
stimmen.
➜ BAG Urteil 12.08.2008 – 9 AZR 1117/06

Im Oktober des Jahres 2009 beschrieben 
wir ausführlich, warum sich Arbeitgeber 
auf eine Pandemie vorbereiten müssen. 
Unsere Hinweise von damals sind auch 
heute aktuell.           £  t1p.de/sb-10-2009
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»Vorbereitung beginnt jetzt«. So klar und eindeutig enden 
die Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts an die Betriebs-
leitungen. Seine Präsentation über »Mögliche Auswirkun-
gen einer Influenzapandemie und Aspekte der Pandemie-
planung bei Betrieben und Unternehmen« steht seit Ende 
2005 im Internet. Dort können Unternehmer – auch Kran-
kenhauschefs – lesen, womit sie bei einer Grippepandemie 
rechnen müssen: 
• massive, lang anhaltende Ausfälle an Arbeitskräften
• Ausfälle, die ohnehin auftreten (orthopädisch, chron. 

Erkrankungen… )
• kranke Mitarbeiter durch Influenza
• gesunde Mitarbeiter, die sich um Familienangehörige 

kümmern müssen
• gesunde Mitarbeiter, die aus Angst vor Ansteckung zu 

Hause bleiben

Die Experten der Bundesregierung beschreiben auch, wie 
Arbeitgeber sich vorbereiten können. Sie empfehlen ihnen 
die rechtzeitige Klärung der Frage, welche der Arbeitsfunk-
tionen schon vom Land als »essenziell« angesehen werden 
und in der Bevorratung mit antiviralen Arzneimitteln berück-
sichtigt sind.

Dazu gehört die frühzeitige Identifizierung von:
• Personen, die zur Aufrechterhaltung des Betriebs 

notwendig sind und
• Funktionen, die zur Aufrechterhaltung des Betriebs 

notwendig sind.
• Andere.

Der Vorschlag für einen betrieblichen Pandemieplan gipfelt 
in einem Prüfauftrag an die betriebliche Rechtsabteilung zu
• Arbeitsverbot
• Arbeitsverpflichtung
• Bevorratung von antiviralen Arzneimitteln

Die Kolleginnen und Kollegen der Personalabteilung können 
nach gründlicher Prüfung an die Unternehmensleitung zu-
rückmelden: »Für eine zusätzliche Arbeitsverpflichtung 
durch den Arbeitgeber fehlt jede Rechtsgrundlage.« Und: 
»Arbeitsverbote können nur von Amts wegen ausgespro-
chen werden.« Auch nur für diesen Fall regelt das Infekti-
onsschutzgesetz in § 56 die Entschädigung für den Ver-
dienstausfall.

»Handbuch Betriebliche Pandemieplanung« des Bundes-
amtes für Katastrophenhilfe unter: www.bbk.bund.de.
Folien des Robert-Koch-Instituts zur Vorbereitung: unter 
www.rki.de den Suchbegriff »Privatwirtschaft« eingeben.

Wer Tag für Tag im Betrieb Kranke und Bewohnerinnen versorgt, 
ist besonders gefährdet. Was, wenn eine Grippewelle auch noch 
unsere Familienangehörigen trifft?

Schon im Normalfall sind zu wenige Hände da, um alle 
Arbeiten und Aufgaben im Betrieb anständig zu bewältigen. 
Wenn sich dann noch Kolleginnen und Kollegen krank mel-
den, fehlen meist die notwendigen Reserven. Die Personal-
decke reißt endgültig. Über unsere normale Arbeit »nach 
Plan« hinaus sind wir nur recht allgemein zur Rücksicht auf 
die »Rechtsgüter und Interessen« des Arbeitgebers ver-
pflichtet (BGB § 241). Das rechtfertigt keine Übergriffe auf 
unsere Freizeit.

»Not kennt kein Gebot!« – aus dieser Küchenregel leiten 
sich manche Vorgesetzte ihr angebliches Recht ab, kurzfris-
tig Arbeitsschichten anzuordnen und Versetzungen durch-
zuführen. Doch ein Notfall – im arbeitsrechtlichen Sinn –
• ist vom Willen des Arbeitgebers unabhängig,
• ist ungewöhnlich (selten vorkommend),
• ist unvorhersehbar (ohne Vorwarnung auftretend),
• droht mit unverhältnismäßigem Schaden und
• erfordert sofortiges Eingreifen des Arbeitgebers.

Kaum ein Arbeitgeber will seine Beschäftigten absichtlich 
krank machen. Mit kurzfristigen Krankmeldungen ist er 
zwar das gesamte Jahr über konfrontiert. Doch Grippewel-
len legen nur etwa alle 30 Jahre die gesamte Infrastruktur 
lahm. Und gerade dann wird im Pflegeheim und in den 
Intensivabteilungen besonders viel zu tun sein, um die 
schwer Erkrankten zu pflegen und zu retten. Fast alle Bedin-
gungen für einen Notfall sind erfüllt – bis auf eine: Es lässt 
sich leicht vorhersehen, wann besonders viele Krankmel-
dungen ins Haus stehen. Die Arbeitgeber wissen zwar noch 
nicht, wer sich wann krankmelden wird. Doch die Krank-
heitsstatistiken der letzten Jahre sprechen eine klare Spra-
che: Ab Ende November und ab Anfang Januar wird das 
Telefon wieder vermehrt klingeln und die Arbeitsunfähigkeit 
ihren Höchststand erreichen.

Darauf können sich Arbeitgeber sehr gut vorbereiten. 
Wenn sie die Warnungen der Gesundheitsämter in den 
Wind schlagen, wenn sie die Augen verschließen und ver-
säumen, Personalreserven vorzuhalten, dann geraten sie in 
Not. Schlimmer: Bewohner und Patienten geraten in Gefahr. 
Doch all das ist kein Notfall im arbeitsrechtlichen Sinn.

Notfall?

Eine Kanadierin chinesischer Abstammung infizierte sich bei 
einem Besuch in ihrer Heimat und schleppte die Krankheit 
SARS (Schweres Akutes Atemwegssyndrom) nach Toronto 
(Kanada) ein. Die Bilanz:
• 375 Infektionen
• davon 169 Mitarbeiter/innen des Gesundheitswesens
• insgesamt 44 Todesfälle

Ein staatlicher Untersuchungsausschuss fasste zusammen: 
SARS konnte sich ausbreiten wegen systematischer Schwä-
chen beim Arbeitsschutz, bei der Infektionskontrolle und im 
staatlichen Gesundheitswesen.

SARS 2003

Es ist höchste Zeit

»Im Pandemiefall ist damit zu rechnen, dass auch me-

dizinisches Personal erkrankt. Wir gehen jedoch davon 

aus, dass in einem Notfall nicht weniger medizinisches 

Personal als in normalen Zeiten zur Verfügung steht. 

Notdienste, Überstunden und die Aktivierung von 

Ärzten und Pflegepersonal im Ruhestand dürften gege-

benenfalls erkranktes medizinisches Personal ausrei-

chend ersetzen können. Das vorhandene Personal be-

treut aktuell aber nur zu 73,5% ausgelastete Betten in 

den allgemeinen Fachabteilungen. Fraglich ist, ob eine 

vollständige Auslastung mit den vorhandenen Arbeits-

kräften möglich ist.«

Aus: Bewältigt der deutsche Krankenhaussektor eine 

Grippepandemie? RWI Materialien, Heft 24, 2006, 

Augurzky, Krolop, Sperling,Terkatz 

Grippe ist kein Notfall

»Katastrophenmeldungen ohne Ende verzeichnete 
man aus Indien, dem Land, das weltweit am stärksten 
von der Spanischen Grippe betroffen gewesen zu sein 
scheint: Allein auf dem indischen Subkontinent star-
ben mindestens 17 bis 18 Millionen Menschen – was 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen ist, dass die länd-
lichen Regionen Indiens zu jener Zeit über kein öffent-
liches Gesundheitswesen verfügten; die ayurvedische 
Medizin hingegen erlebte einen Aufschwung. Nach 
einem Report eines Lieutenant-Colonel des britischen 
Medical Service lag die Mortalität im Punjab mit sei-
nen 20 Millionen Einwohnern bei 8,1 Prozent, so hoch 
wie seit 1867 nicht mehr. Die Krankenhäuser waren 
hoffnungslos überfüllt. Man konnte die Toten gar nicht 
so schnell entfernen, wie neue Sterbende eintrafen. 
Überall lagen Leichen auf den Straßen, die Infrastruk-
tur brach faktisch zusammen. Einer neueren Untersu-
chung zufolge kümmerten sich die britischen Verant-
wortlichen für Public Health nicht sonderlich um die 
einheimische Bevölkerung. So überlebten denn auch 
deutlich mehr Europäer die Seuche als Inder.«Aus: Tollkirschen und Quarantäne. Die Geschichte 

der Spanischen Grippe. Wilfried Witte, Verlag Klaus 
Wagenbach – 2008. ISBN 978 3 8031 3628 2; gebundene Ausgabe 16,90 €

1918

Alle Jahre wieder ...
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Krankenstand
Arbeitsunfähig kranke Pflichtmitglieder der gesetzlichen Kran-
kenversicherung in v.H. der Pflichtmitglieder ohne Rentner am 
1. eines jeden Monats. Quelle: Bundesministerium für Gesund-
heit, Ergebnisse der GKV-Statistik KM1 vom 3.3.2009.Fo
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zusammengestellt 
von Tobias Michel

Entschädigung
Wer in der Familie einen Influenzaerkrankten pflegt, ist 
besonders durch Ansteckung gefährdet. Noch gesund und 
arbeitsfähig, können wir so auch »als sonstiger Träger von 
Krankheitserregern« andere gefährden. Die Arbeit im Kran-
kenhaus, in der Klinik oder in der ambulanten Pflege kann 
daher von Amts wegen verboten werden. Doch der Arbeit-
geber muss uns weiterbezahlen. Das regelt das Infektions-
schutzgesetz:

IfSG § 56 Entschädigung
(2) Die Entschädigung bemisst sich nach dem Verdienstaus-

fall. Für die ersten sechs Wochen wird sie in Höhe des 
Verdienstausfalls gewährt. Vom Beginn der siebenten 
Woche an wird sie in Höhe des Krankengeldes nach § 
47 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch ge-
währt, soweit der Verdienstausfall die für die gesetzliche 
Krankenversicherungspflicht maßgebende Jahresarbeits-
entgeltgrenze nicht übersteigt.

(5) Bei Arbeitnehmern hat der Arbeitgeber für die Dauer des 
Arbeitsverhältnisses, längstens für sechs Wochen, die 
Entschädigung für die zuständige Behörde auszuzahlen.

Die ausgezahlten Beträge werden dem Arbeitgeber 
auf Antrag von der zuständigen Behörde erstattet. Im 
Übrigen wird die Entschädigung von der zuständigen 
Behörde auf Antrag gewährt.

Grippe ist kein Notfall
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Einen Index der aus ambulanten Praxen gemeldeten Influenza 
gibt es beim Robert-Koch-Institut unter http://influenza.rki.de/
index.html? c=saisonbericht. Auch die Magen-Darm-Grippen 
(Norovirus)  in Deutschland findet Ihr dort: Epidemiologisches 
Bulletin Nr. 4 vom 26.1.2009.

Infektionszulage, Zusatzurlaub
t VöD, t V-l  und sich an ihnen orientierende tarife: 
Während einer Influenzawelle werden Grippekranke in beson-
deren Räumen isoliert, um eine Ausbreitung zu verhindern. 
Wer hier zur Pflege herangezogen wird, sollte sich vorher 
schriftlich für alle betroffenen Kalendermonate die Zulage 
zusichern lassen. Denn Pflegekräfte, welche unter die noch 
weiterhin geltende Anlage 1b, Abschnitt A BAT fallen, erhalten 
46,02 €, solange sie die Bedingungen der Protokollerklärung 
Nr. 1 erfüllen. Also – 
»die Grund- und Behandlungspflege zeitlich überwiegend bei 
an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Patienten (z.B. 
Tuberkulose-Patienten), die wegen der Ansteckungsgefahr in 
besonderen Infektionsabteilungen oder Infektionsstationen 
untergebracht sind, […] ausüben.«

Die aVR der caritas sehen für diejenigen, die mehr als 50 % 
einer Vollzeitbeschäftigung »mit der Pflege und Behandlung 
von Infektionskranken betraut sind« einen Zusatzurlaub von 
fünf Arbeitstagen vor. Doch gilt dies auch, wenn nach einigen 
Wochen die Grippewelle abgeebbt ist? Diese freien Tage soll-
ten rechtzeitig schriftlich vereinbart werden!

Freistellung zur Pflege zu Hause – mit Vergütung
laut BGB § 616 Vorübergehende Verhinderung
»Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des Anspruchs auf 
die Vergütung nicht dadurch verlustig, dass er für eine ver-
hältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner Per-
son liegenden Grund ohne sein Verschulden an der Dienstleis-
tung verhindert wird.« 
Der Bundesgerichtshof meint, als »verhältnismäßig nicht er-
hebliche Zeit« sei ein Zeitraum von höchstens fünf Arbeits-
tagen anzusehen. Danach aber bekommen wir die Fehl-
tage nicht mehr bezahlt.

§ 29 TVöD / TV-L regelt es darum genauer:
Als Fälle nach § 616 BGB, in denen Beschäftigte unter Fortzah-
lung des Entgelts nach § 21 im nachstehend genannten Aus-
maß von der Arbeit freigestellt werden, gelten nur die folgen-
den Anlässe: […]
e) schwere Erkrankung
aa)  einer/eines Angehörigen, soweit sie/er in demselben Haus-

halt lebt, ein Arbeitstag im Kalenderjahr,
bb)  eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein Anspruch nach 
§ 45 SGB V besteht oder bestanden hat, bis zu vier Ar-
beitstage im Kalenderjahr, […]

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur 
Pflege oder Betreuung nicht sofort zur Verfügung steht und 
die Ärztin/der Arzt […] die Notwendigkeit der Anwesenheit 
der/des Beschäftigten zur vorläufigen Pflege bescheinigt. Die 
Freistellung darf insgesamt fünf Arbeitstage im Kalenderjahr 
nicht überschreiten.

Freistellung zur Pflege zu Hause – 
mit Krankengeld
Berufstätige Eltern können sich wegen der Krankheit ihres 
Kindes jeweils insgesamt zehn Arbeitstage im Jahr freistellen 
lassen, wenn das Kind unter zwölf Jahre alt ist. Alleinerziehen-
de haben sogar Anspruch auf 20 Tage Freistellung je Kind, 
maximal 50 Arbeitstage im Kalenderjahr. 

An den Tagen ohne Vergütungsanspruch erhalten berufs-
tätige Eltern stattdessen das Kinderpflege-Krankengeld von 
der Krankenkasse (§ 45 SGB V).

Seminar: Montag, 30.11.2009 in Dortmund,
Grippewelle – kein unvorhersehbarer Notfall!
Änderungen im verbindlichen Schichtplan aufgrund kurz-
fristiger Krankmeldungen? Betriebs- und Personalräte sowie 
Mitarbeitervertretungen können sich so auf die alljährlichen 
Personalengpässe vorbereiten – auch in Krankenhäusern,
Reha-Kliniken, Pflegeeinrichtungen sowie in ambulanten und 
sozialen Diensten der Wohlfahrtsverbände. Fallbeispiele und 
Übungen rund um kurzfristige Ausfälle und Mitbestimmung:
• Schichtplan: beidseitig verbindlich
• betrieblichem Risk-Management: entbehrliche 

Beschäftigte und Kernfunktionen
• krank durch Arbeit, krank zur Arbeit: Risiken der 

Übermotivation
• Überstunden / Einspringen / Freizeitausgleich
Mehr unter: www.seminare.schichtplanfibel.de

Meine 
Vogelgrippe hab 

ich schon fest 
eingeplant.

Änderungen im verbindlichen Schichtplan aufgrund kurz

erkältung
influenza

schrittweiser Beginn plötzlicher Beginnerhöhte Temperatur Fieber über 38 ºCgering ausgeprägte 
Gliederschmerzen

starke Gliederschmerzen

leichtere, dumpfe 
Kopfschmerzen möglich

starke, bohrende 
Kopfschmerzenohne ausgeprägtes 

Krankheitsgefühl
schweres Krankheits-/Schwäche-gefühl, Ahnung des Immineren (Drohenden)

zunächst leichterer Husten trockener Reizhustenverstopfte, laufende Nase, häufiges Niesen
seltener Schnupfen (bei Kindern mitunter »Virusschnupfen«)Übertragung durch Tröpfchen-infektion und Kontakt (Hände), insbesondere in den ersten Tagen

Übertragung durch Tröpfchen-infektion und Kontakt (Hände)

nach 2 Tagen Inkubationszeit etwa eine Woche
nach 32 Stunden Inkubationszeit mindestens eine Woche, 2-3 Wochen anschließende SchwächephaseKontakte meiden Impfen; Arzt aufsuchen, QuarantäneUnter anderem nach: Praxishandbuch Influenza – verstehen, vorbeu-

gen, erkennen und behandeln. Georg Vogel, Verlag Thieme, Dezem-
ber 2007. ISBN 978-3131458117; broschiert 4,95 €

Grippe oder 
»nur« Erkältung?

Keine Corona-Überwachung 

Recht gesprochen

Gefährliche Arbeit

Arbeitsbereich

An die Personalleitung                  Kopie: Betriebsrat, Betriebsärztin

Betrifft: Unser Anspruch (BAG Urteil 12.08.2008 – 9 AZR 1117/06) 
auf aktualisierte Schutzmaßnahmen

Sehr geehrte Damen und Herren,

in den zurückliegenden Wochen erlebten wir ungewohnte Belastungen an 
unseren Arbeitsplätzen. Bitte erfassen Sie diese gemäß § 5 ArbSchG, um so 
zu aktualisierten Beurteilungen der Gefährdungen dort zu kommen.

Bei der anschließenden Auswahl der Schutzmaßnahmen möchten wir 
teilnehmen. Danach können Sie uns zeitnah in die so als notwendig erkann-
ten und mitbestimmt festgelegten Maßnahmen einweisen (§ 12 ArbSchG). 
Diese sollen praxisnah und wirksam umgesetzt werden. Eine neuerliche 
Pandemiewelle soll Sie nicht ungenügend vorbereitet überraschen.

Name, Vorname                                               Name, Vorname

Name, Vorname                                               Name, Vorname

Maßnahmen zu unserem Schutz

An den Betriebsrat / die Mitarbeitervertretung / den Personalrat

Gemeinsame Beschwerde

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
verlässliche Arbeitszeiten sind uns sehr wichtig. Auch in Corona-Zeiten 
richten wir unsere Freizeit und das Leben unserer Familien auf die in den 
Plänen angeordneten Zeiten ein. Leider mehren sich in den letzten Mona-
ten die Übergriffe auf den Feierabend und auf die freien Tage. 
Überwiegend müssen wir noch selbst aufklären, ob der Arbeitgeber seine 
Zumutung für eine bloße Dienstplanänderung hält, oder ob er uns für 
»überraschende Überstunden« zusätzliches Geld zahlen will. Diese Über-
griffe verletzten auch Euer Recht auf Mitbestimmung unserer Arbeitszeit. 
Es handelt sich nicht um nur vorläufi ge Maßnahmen – denn unser Feier-
abend bzw. freier Tag ist jeweils gründlich und endgültig verdorben. Wir 
vermissen, dass unsere Interessenvertretung hier zu unserem Schutz aktiv 
wird. Andere Gremien haben für solche Fälle rechtzeitig gerichtlich Ord-
nungsgelder festsetzen lassen. Das schafft den manchmal notwendigen 
Nachdruck.

Der Arbeitgeber wiederholt seine Verletzungen beständig und nimmt 
die zusätzlichen Gefährdungen unserer Gesundheit in Kauf. Hier liegt 
zumindest der Anfangsverdacht einer Straftat vor (§ 23 ArbZG, § 119 
BetrVG, § 13 (2) und § 26 (2) ArbSchG).

Dies beschwert und beeinträchtigt uns (§ 85 BetrVG).
[ähnlich in: § 68 (1) Nr. 3 BPersVG, § 35 (3)c MVG.EKD, § 26 (3) Nr.2 MAVO] 
Bitte berichtet uns zeitnah über Eure Versuche der Abhilfe.

Unterschriften

An die Mitglieder im Arbeitsschutzausschuss (ASA)

Störmeldung 

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

das Tragen von Masken und Schutzkleidung belastet besonders. Leider 
belastet es uns auch in den Pausen. Darum haben sich die im Betrieb für 
den Gesundheitsschutz Verantwortlichen bislang wenig gekümmert. Wir 
haben uns ersatzweise selbst ein wenig kundig gemacht. Unsere Berufs-
genossenschaft informiert: »In den Pausenräumen oder beim Essen darf 
die Schutzkleidung nicht getragen werden. Pfl egekräfte legen die Schutz-
kleidung ab, bevor sie einen Pausenraum aufsuchen.« (t1p.de/bgw-
schutzkleidung).

Das Tragen von Schutzmasken belastet uns. Das macht nicht weniger 
Pausen, sondern zusätzliche Unterbrechungen der Arbeit zur Erholung 
davon notwendig.

Beides gilt es, durch den betrieblichen Arbeitsschutz zu organisieren. 
In der unmittelbaren Folge brauchen wir klare Unterweisungen zu den 
geänderten Schutzmaßnahmen an den Arbeitsplätzen (DGUV Regel 112-
189 / GUV-R 189).

An  die Betriebsärztin / Betriebsarzt

Störmeldung  
                            

Sehr geehrte Damen und Herren,
trotz der vielen Warnungen und Aufforderungen in den letzten 15 Jahren 
hat sich die Betriebsleitung offenbar nicht ausreichend auf die Pandemie 
vorbereitet. Es fehlt ihr im Betrieb an geeigneten Desinfektionsmitteln für 
unsere Hände.

Stattdessen tauchen nun improvisiert beschaffte Mittel in den Spen-
dern auf. Über deren Eignung zur Desinfektion wissen wir nichts. Für uns 
als Daueranwender*innen ist jedoch zugleich die Hautpfl ege wichtig. Die 
eingesetzten Mittel greifen die Haut stattdessen an. Angegriffene Haut 
kann nicht wirksam desinfi ziert werden.

Bitte beraten Sie uns und den Arbeitgeber alsbald, wie diesem anhal-
tenden Missstand beizukommen ist.

Arbeitsbereich 

Teammitglieder

Rissige Hände

2004 Das Robert Koch-Institut (RKI) 
informiert die Arbeitgeber in Vorträgen 
über eine notwendige betriebliche Pande-
mieplanung. Die Folienvorträge stehen 
seitdem im Internet bereit.

2006 Der Verband der Betriebs- und 
Werksärzte (VDBW) informiert fortlaufend 
ausführlich über die notwendigen betriebli-
chen Vorbereitungen auf eine Pandemie. 

2008 Die Unfallversicherung empfi ehlt 
den Arztpraxen die Bevorratung von Schut-
zausrüstungen: »Um Versorgungsengpässe 
im Falle einer Pandemie vorzubeugen, ist es 
sinnvoll, die beschriebenen Produkte bereits 
in der interpandemischen Phase zu beschaf-
fen und vorzuhalten. BGW, BÄK und KBV 
empfehlen daher eine vorausschauende 
Bevorratung unter Berücksichtigung einer 
aktuellen Gefährdungsanalyse.«

2009 Die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung (DGUV) versucht seitdem mit 
ihren »10 Tipps zur betrieblichen Pandemie-
planung«, Arbeitgeber in die Handlungs-
pfl icht zu nehmen.

Arbeitgeber schlecht 

vorbereitet!

An den Betriebsrat / die Mitarbeitervertretung / den Personalrat

Fehlende Personalreserve

Autor: Tobias Michel
Zeichner: Matthias Berghahn

gesundheit-soziales.verdi.de/coronavirus

Jede dritte Neuerkrankung: 
Beschäftigte aus dem Gesundheits- und Sozialwesen
Zwischen dem 24. April und dem 31. Mai infi zierten sich in Deutschland 
insgesamt 25.591 Menschen an Covid-19. Davon waren 8.548 Beschäftig-
te aus Kliniken, Dialyseeinrichtungen, Alten- und Behindertenheimen oder 
Rettungsdiensten. Ihr Anteil ist damit sowohl im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung als auch zur Gesamtzahl der Erwerbstätigen deutlich höher. 
Ihre Arbeit ist also besonders gefährlich.

Quelle: aktuelle Situationsberichte und bereinigte Nowcasting-Zahlen des Robert Koch-Instituts

An die Personalleitung     

An die Mitglieder im Arbeitsschutzausschuss (ASA)

An die Betriebsärztin / den Betriebsarzt

An den Betriebsrat / die Mitarbeitervertretung / den Personalrat

 (ASA)

Pausen

Antworten auf häufi g gestellte 

arbeitsrechtliche Fragen 

zur Corona-Krise, laufend aktualisiert:
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Prämie für die Altenpfl ege
Berlin I Ab Juli gibt es eine einmalige 
Sonderprämie für alle Beschäftigten in 
der Altenpfl ege. Sie ist nach Arbeitszeit 
und Tätigkeit gestaffelt und beträgt bis 
zu 1.500 Euro. »ver.di wirkt«, bilanzierte 
Sylvia Bühler vom ver.di-Bundesvor-
stand. Ohne die gewerkschaftliche 
Tarifi nitiative für allgemeinverbindliche 
Regelungen in der Altenpfl ege wäre die 
Prämie nicht beschlossen worden, ist sie 
überzeugt. Die Sonderzahlungen ersetz-
ten jedoch keinesfalls eine grundlegend 
bessere Bezahlung in der Altenpfl ege. 
»Für die Zukunft brauchen wir dauer-
haft bessere tarifl iche Entgelte und 
Regelungen.« ver.di fordert zudem, dass 
alle Beschäftigten des Gesundheits- 
und Sozialwesens eine Prämie erhalten.
Das Land Schleswig-Holstein hat diese 
Forderung bereits aufgegriffen und 
einen Bonus beschlossen, der auch die 
Krankenhäuser und Beschäftigtengrup-
pen außerhalb der Pfl ege umfasst. 
£  t1p.de/corona-praemie

#bezahlt in Neuruppin
Neuruppin I Die gut 50 Physiotherapie-
Azubis an der Medizinischen Bildungs-
akademie Neuruppin erhalten rückwir-
kend zum 1. Januar 2019 eine tarifl iche 
Ausbildungsvergütung. Geschafft ha-
ben sie das, indem sie sich in ver.di 
organisiert und in die örtlichen Tarifver-
handlungen eingebracht haben. »Dass 
wir für unsere Ausbildung Geld bekom-
men, hat früher niemand für möglich 
gehalten. Immer wieder haben wir 
gehört: Das wird eh nichts«, blickte 
der angehende Physiotherapeut 
Stefan Rentschler zurück. »Jetzt haben 
wir es geschafft – eine Sensation.«
£   t1p.de/unbezahlt-neuruppin

Schluss mit Alibi-Tarifverträgen
Hamburg I Das Hamburger Landes-
arbeitsgericht hat am 22. Mai entschie-
den, dass die »DHV – die Berufsge-
werkschaft« keine Tarifverträge
abschließen kann (LAG HH 5 – TaBV 
15/18). Die Begründung: Die Organisa-
tion sei keine Gewerkschaft, weil es ihr 
an Mächtigkeit fehle. »Diese Entschei-
dung verbessert die rechtliche und vor 
allem fi nanzielle Situation der Beschäf-
tigten in einem großen Teil der Dienst-
leistungsbranchen«, kommentierte die 
stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Andrea Kocsis. Im Gesundheits- und 
Sozialwesen gibt es zum Beispiel beim 
DRK in Sachsen, bei Asklepios und in 
einigen Gliederungen der Arbeiter-
wohlfahrt »Tarifverträge« mit dem DHV. 
Sobald das Urteil rechtskräftig wird, ist 
damit Schluss. £  t1p.de/urteil-dhv

Shoppingtour genehmigt
Bonn I Das Bundeskartellamt hat die 
Übernahme der Rhön Klinikum AG 
durch Asklepios Ende Mai ohne Aufl a-
gen genehmigt. Daraufhin bekräftigte 
ver.di ihre Forderung nach Absicherung 
der Arbeitsplätze und Tarifverträge. 
Zugleich kritisierte die Gewerkschaft 
die fortschreitende Kommerzialisierung 
und Privatisierung. »Konzerne wie 
Asklepios verschaffen sich durch Tarif-
fl ucht und Outsourcing Konkurrenzvor-
teile und gehen mit Gewinnen auf 
Shoppingtour, die aus Sozialversiche-
rungsbeiträgen stammen«, sagte Sylvia 
Bühler vom ver.di-Bundesvorstand. 
£  t1p.de/shoppingtour-rhoen
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»Wer sich organisiert und zusammen 
für die eigenen Interessen aktiv wird, 
kann ganz schön viel erreichen.« Das 
ist die zentrale Schlussfolgerung, die 
Michael Teumer aus der langjährigen 
Tarifauseinandersetzung beim ambu-
lante dienste e.V. (ad) und der Neue 
Lebenswege GmbH (nlw) in Berlin 
zieht. Rückwirkend zum 1. Juli 2019 
werden er und seine insgesamt fast 
1.000 Kolleginnen und Kollegen in 
beiden Gesellschaften erstmals nach 
Tarifvertrag bezahlt.

»Einige von uns waren schon 
lange überzeugte Gewerkschafter 

MELDUNGEN

und der Meinung, dass wir Tarifver-
träge brauchen«, berichtet Teumer, 
der als Persönlicher Assistent bei ad 
arbeitet und in der ver.di-Tarifkom-
mission aktiv ist. Immer wieder 
machten sie dies bei Betriebsver-
sammlungen und Teambesprechun-
gen zum Thema, richteten eine 
Website (verdi-ad-lw.de) und Chat-
gruppen ein. »Entscheidend aber 
waren die vielen persönlichen Ge-
spräche und Diskussionen«, betont 
der 35-Jährige. Diese zu führen, ist 
in einem Assistenzbetrieb allerdings 
gar nicht einfach. Denn die Beschäf-

tigten arbeiten alleine und sehen 
sich selten. Wichtig ist daher ein 
regelmäßiger Treffpunkt: Einmal im 
Monat kommen die Aktiven zur ge-
meinsamen ver.di-Betriebsgruppe von 
ad und nlw zusammen. Fast jede*r 
dritte Beschäftigte ist inzwischen 
Gewerkschaftsmitglied.

300 bis 500 Euro mehr im Monat
Auf dieser Grundlage organisierten 
Teumer und seine Kolleg*innen öffent-
lichen Druck für ihre Tarifforderun-
gen – unter anderem mit einer Foto-
Aktion und einer Fahrraddemo. Bei 
einer Betriebsversammlung und einer 
Podiumsdiskussion konfrontierten sie 
die politisch Verantwortlichen mit 
ihren Anliegen. So erreichten sie, dass 
die Kostenträger die volle Refi nanzie-
rung der Tarifl öhne zusagten. Die im 
April bzw. Mai unterschriebenen Haus-
tarifverträge auf dem Niveau des Tarif-
vertrags der Länder (TV-L) bringen 
Persönlichen Assistent*innen in Vollzeit 
inklusive Zuschläge monatlich zwi-
schen 300 und 500 Euro mehr Geld. 
Auch alle anderen Beschäftigten wer-
den jetzt deutlich besser bezahlt. 

Hinzu kommen viele weitere Ver-
besserungen, wie die im öffentlichen 
Dienst geltende Lohnfortzahlung im 

Organisiert trotz Vereinzelung

Streikende Beschäftigte aus dem Wohnpark Kranich-
stein vor dem Darmstädter Gewerkschaftshaus

Klinikbeschäftigte in Sachsen-Anhalt erreichen erste Lohnerhöhungen nach wochenlangen Streiks.

Viele Monate hatte sich Ameos beim 
Tarifkonfl ikt in Sachsen-Anhalt kom-
plett quergestellt. Erst nach vier Wo-
chen Streik, vielen örtlichen und regi-
onalen Demonstrationen sowie einer 
Welle von Solidaritätsbekundungen 
für die Beschäftigten der Kliniken 
Aschersleben-Staßfurt, Bernburg, 
Haldensleben und Schönebeck gab 
der kommerzielle Klinikbetreiber seine 
Totalblockade im Februar auf. Er setz-
te den als Hardliner bekannten Regio-
nalgeschäftsführer Lars Timm an die 
frische Luft und begann Tarifverhand-
lungen mit ver.di und dem Marburger 
Bund. Jetzt gibt es ein erstes Zwi-
schenergebnis.

Schwierige Rahmenbedingungen
»Aufgrund der Corona-Pandemie 
fanden die Verhandlungen unter 

äußerst schwierigen Rahmenbedin-
gungen statt. Dennoch haben wir in 
einem ersten Zwischenschritt spürba-
re Lohnerhöhungen erreicht«, erklärte 
der ver.di-Verhandlungsführer Bernd 
Becker Ende Mai. Die Beschäftigten in 
Bernburg, Aschersleben und Schöne-
beck erhalten eine Lohnerhöhung von 
acht Prozent und zwei Einmalzahlun-
gen von insgesamt 700 Euro. In 
Haldensleben, wo der Abstand zum 
Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) größer ist, gibt es 
8,4 Prozent plus einmalig 800 Euro. 

»Damit haben wir ungefähr die 
Hälfte des Weges zum TVöD zurück-
gelegt. Dies ist ein wichtiger Erfolg, 
doch dabei darf es nicht bleiben«, 
stellte Becker klar. »Das Ziel eines 
kompletten Tarifwerkes verlieren wir 
nicht aus den Augen. Am Ende muss 

ein Tarifvertrag unterzeichnet sein, 
der sich klar am Tarifvertrag des öffent-
lichen Dienstes orientiert.«

ver.di warnt vor Zeitspiel
Ab dem 11. Juni (nach Redaktions-
schluss) sollte weiterverhandelt wer-
den. Bis zum Auslaufen der Vereinba-
rung Ende Juni kommenden Jahres soll 
ein vollständiger Tarifvertrag vorliegen, 
der nicht nur die Entgelte, sondern 
auch die Arbeitsbedingungen und 
-zeiten regelt. »Wir erwarten zielorien-
tierte weitere Verhandlungen«, stellte 
Becker klar. »Wer auf Zeit spielt, be-
kommt die gelbe Karte.« 

Die Erfahrungen während der Pan-
demie hätten allen vor Augen geführt, 
wie elementar die Arbeit in den Kran-
kenhäusern für die Gesellschaft ist. 
»Die Beschäftigten im Gesundheitswe-

Zwischenerfolg bei Ameos
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»Am Lippe-Institut wollen wir als betrieblich-schulische Auszubildende eine 
Vergütung – wie im restlichen öffentlichen Dienst. Doch die Geschäftsleitung 
will nur einen ›Vorschuss‹ vereinbaren. Deshalb haben wir eine Spendenaktion 
gestartet: Möglichst viele Leute sollen Cent-Beträge an die Eigentümerin, die 
Stadt Bad Lippspringe, überweisen. Warum nur ein paar Cent? Weil sie gar 
keine Spenden braucht! Denn die Ausbildungsvergütung wird zu 100 Prozent 
refi nanziert.« 
Julia Schwarze macht eine Ausbildung zur Logopädin am Lippe-Institut in Bad Lippspringe.

UNSERE AKTION

Immer aktuell informiert über 
Entwicklungen und Positionen im 
Gesundheits- und Sozialwesen. 

       
Hier abonnieren: 

vod.verdi.de/newsletter_reg/30

   Gesundheit und Sozialesver.di-Newsletter

vod.verdi.de/newsletter_reg/30
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sen haben gute Arbeitsbedingungen 
und eine angemessene Bezahlung 
verdient – unabhängig davon, bei 
welchem Träger sie arbeiten«, beton-
te der Gewerkschafter. 

Mehrheit für Zwischenergebnis
Bei einer Befragung haben sich die 
ver.di-Mitglieder in den betreffenden 
Kliniken mit großer Mehrheit für das 
Zwischenergebnis ausgesprochen. 
»Die Beschäftigten bei Ameos zeigen 
einen verantwortungsvollen Umgang 
mit der aktuellen Situation. Sie ge-
währen dem Unternehmen damit 
einen Vertrauensvorschuss, den es 
nicht verspielen sollte«, erklärte Be-
cker. »Mit den Streiks und Aktionen 
Anfang des Jahres haben die Kolle-
ginnen und Kollegen einen extrem 
hartleibigen Arbeitgeber zu Verhand-
lungen und Zugeständnissen be-
wegt.« Das zeige, welche Kraft soli-
darisch handelnde Belegschaften 
entwickeln könnten.        -red

£   ameos.verdi.de

Zusätzlicher Druck
Landespflegekammer Rheinland-Pfalz beschließt Berufsordnung.

Krankheitsfall, Zulagen für Schichtar-
beit und Arbeit zu ungünstigen Zei-
ten, Überstundenzuschläge, Sterbe-
geld, eine Jahressonderzahlung 
sowie sechs Wochen Jahresurlaub. 
Sachgrundlose Befristungen sind laut 
Tarifvertrag künftig ausgeschlossen, 
sofern die betriebliche Interessenver-
tretung nicht ausdrücklich zustimmt. 

Über 20 freie Tage mehr
»Zudem bekommen wir für Arbeit an 
gesetzlichen Feiertagen nun einen 
Freizeitausgleich«, berichtet Ericka 
Reikowski, die als Persönliche Assis-
tentin bei der Neue Lebenswege 
GmbH arbeitet. »Dadurch haben wir 
jährlich insgesamt über 20 freie Tage 
mehr – das ist gerade für Ältere 
unfassbar wichtig.« Und Michael 
Teumer zieht das Fazit: »Trotz der 
Vereinzelung im Arbeitsalltag ist es 
möglich, sich zusammenzutun und 
gemeinsame Ziele durchzusetzen.«         
  DANIEL BEHRUZI

Erstmals hat in Rheinland-Pfalz eine 
Landespfl egekammer eine Berufsord-
nung verabschiedet. Verbessert sie die 
Situation der Pfl egekräfte? Ganz im 
Gegenteil, meint Silke Präfke, Präsiden-
tin des ver.di-Pfl egerats Rheinland-Pfalz-
Saarland und Mitglied in der Vertreter-
versammlung der Pfl egekammer. Denn 
die Berufsordnung nimmt lediglich die 
berufl ich Pfl egenden in die Pfl icht. Diese 
sollen beispielsweise für »die vollständi-
ge und fälschungssichere Dokumentati-
on des Pfl egeprozesses oder die sichere 
Verwahrung erhobener Daten« verant-
wortlich sein. »Als angestellte Pfl ege-
kraft habe ich darauf aber nur sehr 
begrenzten Einfl uss«, gibt Präfke zu 
bedenken. Gleiches gelte für die Quali-
tätssicherung und andere Vorgaben. 
»Wenn die Pfl egekammer die Arbeitge-
ber zur Schaffung entsprechender Rah-
menbedingungen verpfl ichten könnte, 

würden all diese Vorgaben Sinn ma-
chen. So üben sie lediglich zusätzlichen 
Druck auf die berufl ich Pfl egenden aus, 
ohne deren Situation zu verbessern.« 
Das vollständige Interview:
£ t1p.de/kammer-bo

Michael Teumer arbeitet als Persönlicher Assis-
tent beim ambulante dienste e.V.

Die Protestaktionen haben sich gelohnt. Hier beim Internationalen Frauentag am 8. März

Silke Präfke ist Mitglied in der Vertreterver-
sammlung der Landespfl egekammer.

Beschäftigte der Persönlichen Assistenz in Berlin erreichen Tarifvertrag.
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ver.di-Aktivist*innen projizierten Fotos auf Gebäudefassaden

Ende April erschienen des nachts 
plötzlich großfl ächige Fotos auf Fas-
saden des Bundesgesundheitsminis-
teriums, des Bundestags und weite-
rer Institutionen in Berlin. Sie zeigten 
Beschäftigte aus dem Gesundheits- 
und Sozialwesen, die ihre Forderun-

gen kundtun: Prämien, genug Schutz-
ausrüstung, mehr Personal, Entlas-
tung. Sie standen stellvertretend für 
viele hundert Beschäftigte, die sich 
an einer bundesweiten Foto-Aktion 
von ver.di beteiligt haben. Video zur 
Aktion: £ wirbleibenhier.verdi.de

Guerilla im Regierungsviertel

MELDUNGEN

Stell Dir vor, es wird mit zu wenig Personal geplant, und keiner geht hin. 
So geschehen in der Marienhausklinik im saarländischen Ottweiler. Als das 
Management schlechtere Schichtbesetzungen anordnete, meldete sich 
das komplette Team einer Intensivstation arbeitsunfähig. Zugleich machte 
ver.di den Skandal öffentlich und kritisierte das Vorgehen im Gesundheits-
ausschuss des Landtages als »lebensgefährlich, unverantwortlich und 
gesundheitsgefährdend«. Nach nur einer Woche mussten die Anordnung 
zurückgenommen und die Dienstpläne wieder in Kraft gesetzt werden. 
Der Pfl egedirektor musste seinen Hut nehmen. »Ein Bauernopfer«, meinte 
der ver.di-Pfl egebeauftragte Michael Quetting. Man solle die Gesundheits-
einrichtungen nicht den Ökonomen überlassen. Sonst könne es sein, dass 
plötzlich keiner mehr da ist. -red                   £ t1p.de/keiner-mehr-da

Keiner mehr da

Entspannend, politisch anregend, witzig: Kino in Chemnitz

Mit garantiertem Mindestabstand versammelten sich Kolleg*innen am 
12. Mai zum Tag der Pfl egenden in Chemnitz – im örtlichen Autokino. 
Gezeigt wurden die »Känguru-Chroniken«, mit einem kommunistischen 
Känguru, das einem rechtspopulistischen Immobilienhai ein Bauprojekt in 
Berlin-Kreuzberg vermiest. Für die Teilnehmer*innen zugleich entspan-
nend, politisch anregend und vor allem witzig. Motto: »Das haben wir 
uns verdient.«  £   t1p.de/tag-der-pfl ege

Zum Dank ins Autokino

Internetdebatte: Klare Botschaften an Arbeitgeber und Politik

Beschäftigte reden Tacheles

»Soziale Arbeit ist unverzichtbar – 
immer!« Fast 29.000 Menschen 
haben bis Anfang Juni einen Offenen 
Brief mit diesem Motto unterschrie-
ben. Sie fordern unter anderem, dass 
alle Bereiche der Sozialen Arbeit 
vollständig weiter fi nanziert werden. 
Für die bis zu zwei Millionen Be-

schäftigten werden genug Schutz-
material, mehr Personal und eine 
»Krisen-Zulage« gefordert. Denn 
gerade in der Krise und darüber 
hinaus bräuchten Menschen Be-
gleitung, Hilfe und Unterstützung. 
Das leistet die Soziale Arbeit.  
£  mehr-braucht-mehr.verdi.de

Protest vor dem Weißen Haus
88 Paar Schuhe – eines für jede 
namentlich bekannte Pfl egekraft, 
die an Covid-19 gestorben ist. 
So protestierten Anfang Mai Akti-
vist*innen von »National Nurses Uni-
ted« vor dem Weißen Haus in Wa-

shington D.C.. Die Organisation 
schätzt die Zahl der verstorbenen 
Gesundheitsbeschäftigten inzwischen 
auf insgesamt 530. Sie wirft Präsi-
dent Donald Trump vor, nichts für 
den Schutz der Kolleg*innen zu tun. 

Klare Worte, eindeutige Botschaften: Die Kolleginnen, die am 12. Mai, dem 
Tag der Pfl egenden, beim ver.di-»Townhall-Meeting« stellvertretend für 
tausende Beschäftigte aus dem Gesundheitswesen sprachen, nahmen kein 
Blatt vor den Mund. Sie konfrontierten die anwesenden Regierungs- und 
Arbeitgebervertreter in der Internetdebatte mit ungeschminkten Berichten 
über die Zustände in Kliniken, Pfl egeheimen und anderen Einrichtungen. 
Und sie artikulierten deutlich ihre Forderungen: mehr Personal, eine fl ächen-
deckend gute Bezahlung und Gesundheitsschutz.      £ t1p.de/th-corona

Komplettes Intensivteam bei Marienhaus meldet sich krank

Fo
to

: C
hr

is
tia

n 
Ju

ng
eb

lo
dt

Corona-Krankenhauspakt
Berlin I In Berlin haben die vielen Aktivi-
täten von Klinikbeschäftigten dazu ge-
führt, dass die Gesundheitssenatorin 
Dilek Kalayci (SPD) mit ver.di über einen 
»Corona-Krankenhauspakt« verhandelt. 
Zum Auftakt übergaben Aktivist*innen 
am 20. Mai 4.528 Unterschriften von 
Kolleg*innen aus den öffentlichen Klini-
ken. Verhandelt wird nun über ihre 
Forderungen nach ausreichender 
Schutzkleidung, einem Belastungszu-
schlag, engmaschigen Testungen, die 
Rückführung der Tochterunternehmen 
und mehr Personal. Mündlich zugesagt 
hat die Senatorin bereits, dass sich das 
Land im Bundesrat und in der Gesund-
heitsministerkonferenz für die Abschaf-
fung des Finanzierungssystems über 
Fallpauschalen (Diagnosis Related 
Groups, DRG) einsetzen wird. Nach 
jeder Verhandlungsrunde kommen die 
Teamdelegierten von Charité und Vivan-
tes zu einer Videokonferenz zusammen. 
Jedes Team, das mehrheitlich einen Brief 
mit den Forderungen an die Abgeordne-
ten unterschrieben hat, kann eine Dele-
gierte bzw. einen Delegierten benennen.

Weckruf
Hannover/Stuttgart I In Niedersach-
sen und Bremen haben sich über 60 
betriebliche Interessenvertretungen in 
einem Offenen Brief an die Landesre-
gierungen gewandt. Sie fordern mehr 
Schutzkleidung und einen Bonus für 
alle Beschäftigten, aber auch einen 
grundlegenden Wandel: »Nötig sind 
eine kostendeckende Finanzierung, 
gesetzliche Personalstandards, bessere 
Arbeitsbedingungen und eine Gesund-
heitsversorgung in öffentlicher Hand«, 
erläutert ver.di-Landesfachbereichsleiter 
David Matrai. In Baden-Württemberg 
haben 316 Gremien aus allen Bereichen 
des Gesundheits- und Sozialwesens ei-
nen »Weckruf« mit ähnlichen Positionen 
unterzeichnet. Hierzu gibt es auch ein 
Video: £   t1p.de/weckruf-bawue

Vernetzen ohne Treffen
Mainz/Homburg/Berlin/Müllheim I An 
den Unikliniken in Mainz, Homburg, 
Berlin und anderswo kommen Teamdele-
gierte regelmäßig zu Videokonferenzen 
zusammen, um über Inhalte und Aktio-
nen zu beraten. Aktive der ver.di-
Jugend treffen sich zum »digitalen 
Stammtisch«. Bundesweit tauschen 
Gesundheitsbeschäftigte in Chatgruppen 
Informationen aus. Im Evangelischen 
Sozialwerk Müllheim verschicken ver.di 
und die Mitarbeitervertretung Newslet-
ter über einen Messengerdienst. Diese 
und viele weitere Beispiele zeigen: Ver-
netzung und Aktivitäten laufen weiter – 
auch wenn vorübergehend auf physische 
Treffen verzichtet werden muss.

Weitere Informationen
Fragen und Antworten für Beschäftigte, 
Auszubildende und Interessenvertretun-
gen sowie viele weitere Infos zur Coro-
na-Pandemie: £   gesundheit-soziales.
verdi.de/coronavirus
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Können Beschäftigte in der aktuellen Situation kollektiv für ihre Interessen eintreten? Etliche Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Gesundheits- und Sozialwesen haben in den vergangenen Wochen bewiesen, dass das geht. Hier einige Beispiele | DANIEL BEHRUZI

Kämpfen in Zeiten der Pandemie
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£   gemeinsamesache.verdi.de

Aktionen zum »Tag der Pfl egenden« in Bremen ... ... und in Berlin
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8 AUSBLICK

»Das wird eine freudige Überraschung, wenn ich auf der Teamsitzung verkünde, 
dass wir gewonnen haben«, sagt Angelique F. vom DRK-Familienzentrum in 
Würselen. »Ich lese immer die ver.di-Zeitung und habe das letzte Gewinnerteam 
gesehen. Da dachte ich spontan: Das probieren wir auch mal.« Coronagerecht 
posierten die Erzieherinnen mit Schutzmaske. Eigentlich war im September ein 
Betriebsausfl ug geplant, der wegen der Pandemie verschoben wird. »Wenn wir 
das nachholen, gehen wir von dem Preisgeld vielleicht ein Eis essen«, meint 
Angelique F.. »Oder wir machen etwas für die Kinder.«                                 -red

VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA

Auf den ersten Blick sind beide Bilder gleich. 
Doch wer genau hinschaut, wird im rechten 
Bild zehn Fehler erkennen. 
Unter den Einsender*innen verlosen wir:
1. Teampreis: 200 Euro für
die Gemeinschaftskasse
2. Preis: eine ver.di-Armbanduhr
3.– 6. Preis: je eine Pausentasse
(limitierte Aufl age)

Mitmachen und gewinnen
Bei der Fehlersuche können alle ver.di-Mitglieder 
mitmachen. Den Teampreis können allerdings nur 
Kolleginnen und Kollegen gewinnen, die zusam-
men arbeiten und mindestens zu dritt sind. Die 
Gewinnchancen steigen, wenn wir ein gutes Foto 
von eurem Team bekommen und eine Telefonnum-
mer, unter der ihr gut erreichbar seid. Das Foto des 
Gewinnerteams wird in der nächsten Ausgabe 
veröffentlicht. Stellt bitte sicher, dass das Einver-
ständnis aller abgebildeten Personen und des 
Fotografen bzw. der Fotografi n vorliegt.

Die Lösung bitte an:

1| ver.di-Bundesverwaltung
Fachbereich 3 »Preisrätsel«
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

2| oder als E-Mail an:
suchbild.drei@verdi.de

3| oder löst das Rätsel gleich online:
drei.verdi.deInformationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen gesundheit-soziales.verdi.de

Viele Augen sehen mehr ...

Die öffentliche Kritik 
am Krankenhaus-
Finanzierungssystem 
über Fallpauschalen 
(Diagnosis Related 
Groups, DRG) hat im 
Zuge der Corona-
Pandemie deutlich 
zugenommen. Ein 
zuvor von Anja Die-
terich, Bernard Braun, 
Thomas Gerlinger und 
Michael Simon herausgegebener 
Sammelband liefert dafür viele stich-
haltige Argumente. So weist Profes-
sor Michael Simon nach, dass das 
DRG-System nicht die oft behaupte-
te »Erfolgsgeschichte« ist. Vielmehr 
wurden infolge der DRG-Einführung 
insbesondere im Pfl egedienst, aber 
auch in den Bereichen Service und 
Technik massiv Stellen abgebaut. 

Der Wissenschaftler erläutert, 
wie das DRG-System eine »Abwärts-
spirale« beim Pfl egepersonal in Gang 
gesetzt hat und kommt zu dem 
Schluss, dass eine »nachhaltige Ver-
besserung erst nach einem Ausstieg 
aus dem DRG-System erfolgen 
kann«.

GENAU HINSEHEN

REINLESEN

DRG-System: Aussteigen!

So argumentiert auch das Bündnis 
»Krankenhaus statt Fabrik« in einer
Broschüre, die just zur Corona-Pan-
demie als komplett überarbeitete
Neuaufl age veröffentlicht wurde.
Die aktuelle Situation sehen die
Autor*innen als »Möglichkeitsfens-
ter«, die Ökonomisierung weiter
zurückzudrängen. Doch das könne
nicht innerhalb des DRG-Systems
geschehen, so ihre zentrale These,
die sie mit einer Vielzahl von Infor-
mationen und verständlichen Analy-
sen untermauern. Die Broschüre ist
sehr nützlich für alle, die sich für
eine bedarfsorientierte Krankenver-
sorgung und gute Arbeitsbedingun-
gen einsetzen.                          -dab

GEWINNERTEAM

Freudige Überraschung

RUNDUM

            Die Gewinner*innen des Preisrätsels in drei.72 sind:
1. Teampreis (200 Euro für Gemeinschaftskasse): Das Team des DRK-Familienzentrums 
mit dem Elefanten aus Würselen, Angelique F.; 2. Preis (eine ver.di-Armbanduhr): Rauf 
T. aus Bad Lauterberg im Harz; 3. bis 6. Preis (je eine Pausentasse): Jonas B. aus Bingen 
am Rhein, Nadine H. aus Dabel, Jutta S. aus Reinheim und Melanie B. aus Berlin

UNVERGESSEN
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Anja Dieterich · Bernard Braun
Thomas Gerlinger · Michael Simon Hrsg.

Geld im Krankenhaus
Eine kritische Bestandsaufnahme  
des DRG-Systems

Das Fallpauschalensystem und die  
Ökonomisierung der Krankenhäuser –  
Kritik und Alternativen

erweiterte und komplett 
überarbeitete 

 Neuauflage

»Systematischem Rassismus begegnen«
»Diese Nation befi ndet sich am Scheideweg«, erklärte die Vorsitzende der Ge-
werkschaft »National Nurses United«, Bonnie Castillo, nachdem ein Polizist den
schwarzen George Floyd am 25. Mai in Minneapolis (Minnesota) umgebracht
hatte. Es sei längst überfällig, dass die Vereinigten Staaten »dem systematischen
Rassismus begegnen«. Die Gesundheitsgewerkschaft SEIU-UHW verwies auf
dessen Auswirkungen in der Corona-Pandemie: »Der Anteil der Afro-Amerikaner
an den Todesfällen durch Covid-19 ist fast doppelt so hoch wie an der Gesamt-
bevölkerung – eine Folge historischer Ungleichheit, überproportionaler Armut,
begrenzten Zugangs zu Gesundheitsversorgung und eines größeren Anteils an
systemrelevanten Beschäftigten, die während der Pandemie arbeiten mussten.«
£ t1p.de/gesichtzeigen-fl oyd

Einsendeschluss: 14. August 2020

Anfang der 60er-Jahre in der Landesheilanstalt Viersen-
Süchteln (NRW): Der frischgebackene Praxisanleiter 
Heinz Prost erklärt einem Auszubildenden den Umgang mit 
Injektionsmaterial. »Die Pfl ege in den 50er und 60er-Jahren 
war alles andere als gut, mit einer Arbeitswoche von 58 

und einen Arbeitstag von zehn Stunden sowie einer gerin-
gen Entlohnung. In unserer Klinik konnten wir einen Orga-
nisationsgrad der Mitglieder in der ÖTV von 95 Prozent 
erreichen«, schreibt er rückblickend. Erst seit dem Jahr 
2004 ist die Praxisanleitung verbindlich geregelt.         -tob
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Bestellen:
t1p.de/geld-im-kh

und einen Arbeitstag von zehn Stunden sowie einer gerin-

Habt ihr noch Fotos, die eure Arbeitsplätze vor 40, 60 oder

100 Jahren zeigen? Wir freuen uns über jede Einsendung!

redaktion.drei@verdi.de

Kitas: Zu wenig Personal macht krank
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69 %

92 %
Kitas, die 2019 zumindest zeit-

zu wenig Personal
arbeiten mussten

Kita-Leitungen, die meinen, 
hohe Arbeitsbelastung führe 
zu mehr Erkrankungen

weise mit

Neun von zehn Kindertagesstätten 
mussten im Jahr 2019 zumindest zeit-
weise mit zu wenig Personal auskom-
men. Laut einer Befragung von Kita-
Leitungen hatte fast jede vierte 
Einrichtung in mehr als 40 Prozent der 
Zeit weniger Personal als sie »für ord-
nungsgemäßes Handeln, insbesondere 
zu Fragen der Aufsichtspfl icht« benötig-
te. Zugleich meint eine große Mehrheit, 
dass die durch den Personalmangel 
verursachte Arbeitsbelastung zu mehr 
Erkrankungen führt. Durchbrochen 
werden kann dieser Teufelskreis nur 
durch bedarfsgerechte Personalstan-
dards. Um die dafür und für den Kita-
Ausbau nötigen Fachkräfte zu gewin-
nen, muss der Erzieherinnenberuf weiter 
aufgewertet werden.                   -dab

Zum Download oder bestellen: 
krankenhaus-statt-fabrik.de
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